
 

 

 
 
 
                                

 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 14. März 2024, über die 

Sitzung des Gemeinderates St. Lorenz (1/2024). 

 

Tagungsort: Vereinsheim St. Lorenz, St. Lorenz 17 

 

Mitglieder Gemeinderat:  

 

1. Bgm. Andreas Hammerl - anwesend 
 

2. Vizebgm. Karl Nußbaumer - anwesend 
 

3. Gudrun Spielberger – anwesend 
 

4. Ing. Anton Ebner MBA – entschuldigt fern geblieben 
 

5. Simon Strobl – entschuldigt fern geblieben 
 

6. Mag. Wolfgang Kaltenleitner - anwesend 
 

7. Elisabeth Schlemper – anwesend 
 

8. Mag. Albert Hollweger – anwesend 
 

9. Mag. Ulrich Humer – entschuldigt fern geblieben 
 

10. Rosina Ritzinger MA – anwesend 
 

11. Matthias Widlroither – anwesend 
 

12. Franz Liebewein Mst. – anwesend 
 
13. Josef Schachl – anwesend 

 
14. Norbert Sperr – anwesend 

 
15. Friedrich Stabauer – anwesend 

 
16. Ing. Wolfgang Schachl – anwesend 

 
17. Mag. Harald Kohlberger - anwesend 

 
18. Michaela Sommerauer – anwesend 

 

19. Michael Meindl – anwesend 
 

20. Mag. Josef Dobesberger - anwesend 
 

21. Mag. Beatrice Prost – anwesend 
 

22. Dr. Andreas Forestier – entschuldigt fern geblieben 
 

23. Mag. Bernadette Märzinger – anwesend 
 

24. Michael Nilsson – anwesend 
 

25. DI (FH) Bernhard Mayr – anwesend 

 



 

1/1/2024 

 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Andreas Hammerl, begrüßt alle Anwesenden, insbesondere die Zuhörer 

sowie Amtsleiter Mag. Günter Schardl. Er stellt fest, dass 

a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung ergangen ist, 

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeindeamtes ordnungsgemäß kundgemacht 

wurde, 

c) die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 11.12.2023, Nr. 5/2023, während der Sitzung 

zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 

e) zum Schriftführer dieser Sitzung VB Hubert Daxner bestimmt wird, 

f) seitens der ÖVP-Fraktion GR Mag. Ulrich Humer, 

von der FPÖ-Fraktion GV Mag. Harald Kohlberger und 

von den Grünen GR Mag. Josef Dobesberger als Protokollfertiger der heutigen Gemeinderatssitzung 

namhaft gemacht werden. 
 

Anwesende Ersatzmitglieder: DI Dominic Ebner, Johannes Strobl, Alois Widlroither sen. (alle ÖVP), 

Mag. Julia Frank (Die Grünen) 
 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 25 
 

Beginn: 19.00 Uhr                       
 

Zuhörer: 5 

 

TAGESORDNUNG 

 

1) Bericht des Bürgermeisters 

• RHV Mondsee-Irrsee: Mit Beschluss der Generalversammlung wurden die Planungsarbeiten für 

die Sanierung der Verbandsanlage vergeben. Nächster Schritt ist die Ausschreibung der Arbeiten, 

die Wasserrechtsverhandlung wurde bereits abgeführt. Mit Gesamtkosten von 8 Millionen Euro 

wird gerechnet. 

• Erneuerung Kirchendach: Die Aufträge für die Arbeiten wurden vergeben, Kosten ca. 4 Mio. 

Euro. Die Gemeinde St. Lorenz ist bislang noch mit keinem Subventionsansuchen konfrontiert. 

• Landesmusikschule: Sanierung und Erweiterung der Landesmusikschule Mondsee wurden in 

einem Gespräch der Mondseeland-Bürgermeister mit der Kulturabteilung des Landes erörtert. Die 

nächsten Schritte: Ein Sachverständiger führt eine Substanzanalyse des bestehenden Gebäudes 

durch, auf Basis des Siegerprojektes aus 2013 wird anschließend eine Kostenschätzung aufgestellt. 

• Altstoffsammelzentrum: Ein neuer Standort wird gesucht, die Suche befindet sich aber noch im 

Anfangsstadium. 

• PV-Anlage Kindergarten: Die Anlage wurde von der Energie AG abgenommen und geht dieser 

Tage in Betrieb. 

• Badeplatz Schwarzindien: Der neue Pächter des Büffets führt noch kleinere 

Instandhaltungsarbeiten durch. Vor Saisonbeginn wird außerdem noch ein Schutzzaun beim 

Beachvolleyballplatz aufgestellt. 
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• Feuerwehrabschnitt Mondsee: Manfred Kerschbaumer, Chef der FF St. Lorenz, wurde zum 

neuen Kommandanten des Abschnittes Mondsee gewählt. 

• Die Sängerrunde Drachenwand hat mit DI Christian Lidl einen neuen Obmann bekommen. 

• Stellenausschreibung: Für die Mondseelandgemeinden wird aufgrund des steigenden 

Arbeitsumfanges ein zusätzlicher Projektleiter gesucht. 

• Bergrettung: Der Bau der Garage bei der Einsatzzentrale in St. Lorenz wird bis Mai abgeschlossen. 

• KVZ: Alexander Steinbichler wurde zum neuen Geschäftsführer der Kultur- und 

Veranstaltungszentrum Schloss Mondsee GmbH bestellt; er folgt Rosina Ritzinger. 

• Jugendarbeit: Die Personalprobleme bei der Sozialen Initiative, die mit der 

Gemeinwesenorientierten Jugendarbeit im Mondseeland beauftragt ist, nehmen kein Ende. 

Demnächst findet ein Gespräch über die weitere Entwicklung statt, der Vertrag mit der Sozialen 

Initiative läuft grundsätzlich noch bis September 2025. 

• Verkehrskonzept: Die Infoveranstaltung für die Lorenzer Bevölkerung findet am Dienstag, 9. 

April, 19 Uhr, im Vereinsheim statt. Vertreter von komobile (Büro für Verkehrsplanung) stehen 

Rede und Antwort. 

 

2) Rechnungsabschluss 2023; Beschlussfassung 

Der Rechnungsabschluss 2023 ist wie schon jener aus den Vorjahren nach den Bestimmungen der VRV 

2015 zu erstellen. Die inhaltliche Ausgestaltung sollte demnach allen bekannt sein. Diese lehnt sich an 

die Form des Voranschlages an. Die finanzielle Lage der Gemeinde Sankt Lorenz stellt sich wie folgt dar: 
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit VA 2023 VA 2023 RA 2023 RA 2023 

(aus Finanzierungshaushalt)  Einzahlung Auszahlung Einzahlung Auszahlung 

Operative Gebarung  6.422.300 6.405.600 6.358.647,65 6.104.179,31 

Investive Gebarung   481.000 561.600 198.058,73 795.566,93 

Finanzierungstätigkeit  0 457.200 0,00 468.477,83 

Voranschlagsunwirksame Gebarung  0 
 

1.982.754,67 1.976.430,96 

Zwischensumme  6.903.300 7.424.000 8.593.461,05 9.344.655,03 

abzgl. Investive Einzelvorhaben (vormals aoH) 782.900 898.600 476.163,47 856.692,61 

abzgl. voranschlagunwirksame Gebarung 0 0 1.985.754,67 1.976.430,96 

Summe  6.120.400 
 

6.080.542,91 
 

Ergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit  
 

-405.400 
 

-430.988,55 

 

Finanzierungshaushalt: 
  

31.12.2023 
 

Endbestand an liquiden Mitteln (Kassa, Girokonten, RL) 2.237.643,03 
 

davon Rücklagen 
  

1.864.534,40 
 

Veränderung der liquiden Mittel 
 

-805.193,98 
 

      
Ergebnishaushalt: 

    
Saldo Nettoergebnis (incl. Abschreibungen) -83.780,42 (Afa: 313.073,78) 

Nettoergebnis nach Zuweisung und Entnahmen von RL                                    663.398,23 
 

      
Summe Vermögenshaushalt 

 
21.182.711,12 

 
Veränderung  

  
-721.995,55 

 



 

 

 

Investive Vorhaben 2023 Kosten Eigenmittel 

Container VS Tilo     49.004,09 46.435,69 

Whiteboards u. Glasfaserkabel   16.138,43 16.138,43 

Sanierung Spielwiese     7.247,90 7.247,90 

Errichtung PV-Anlage     78.300,00 8.986,00 

Buchprojekt Bootsbau am Mondsee   18.293,64 
 

Bergrettung Zubau Garage Teilzahlung   13.194,00 13.194,00 

Asphaltierung Schotterstraße Eich   41.835,86 26.835,86 

Sanierung Gemeindestraße   382.930,68 132.329,85 

HWS Keuschen    33.650,02 33.650,02 

Kanalbau       70.654,48 
 

Gesamt       711.249,10 284.817,75 

 

 

Entwicklung Haushaltsrücklagen     

      31.12.2022 31.12.2023 

Zweckgebundene Rücklagen: 
  

Kanalbaurücklage   557.983,30 631.234,05 

Verwahrrücklage Straßenbau 69.129,51 0,00 

Rücklage Betriebsergebnis Kanal 169.296,86 282.158,37 

      796.409,67 913.392,42 

Allgemeine Rücklagen:   
  

Betriebsmittelrücklage   1.511.848,33 882.304,21 

Allgemeine Verwahrrücklage 1.416.490,53 1.131.672,78 

Soziale Zwecke   5.170,93 5.180,21 

Kultursparbuch   7.172,76 7.185,63 

Rücklage Gemeindeentlastungspaket 39.900,00 39.900,00 

Rücklage Amtsgebäude   50.014,17 100.192,49 

Gesamtsumme   3.827.006,39 3.079.827,74 

Rücklage pro EW (HWS)   1.469,66 1.162,63 

 

 

Stand Haftungen   31.12.2022 31.12.2023 

KVZ     163.832,64 0,00 

RHV BA 22-85   1.849.599,76 1.780.763,03 

RHV BA 01-15   718.812,18 685.141,00 

Gesamt     2.732.244,58 2.465.904,03 

Haftungsstand pro EW (HWS) 1.049,24 930,17 
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Stand Darlehen   31.12.2022 31.12.2023 

Wohnbauförderung Errichtung AGW 874.521,32 871.694,81 

AGW Bau     256.215,00 246.352,75 

Kiga Grundkauf   539.739,42 251.908,21 

AGW Grundkauf   298.550,69 154.138,00 

Gesamt     1.969.026,43 1.524.093,77 

Schuldenstand pro EW (HWS 2022) 756,15 575,34 

      

Stand Leasing Straßenbeleuchtung 2.003,33 
 

     

Errechneter Betriebsüberschuss Kanal 112.861,51 Zuführung an Rücklage   
 

Die Gemeinde St. Lorenz hat sich im abgelaufenen Finanzjahr ziemlich exakt entlang des Budgetpfades 

bewegt und 2023 mit einem negativen Ergebnis von € 430.000 abgeschlossen; in diesem Betrag 

enthalten sind auch jene € 400.000, die für die Sondertilgung eines Darlehens (AGW) herangezogen 

wurden, hält Amtsleiter Mag. Günter Schardl in seinen Erläuterungen fest. Er attestiert der Lorenzer 

Politik einen verantwortungsvollen Umgang mit den zur Verfügung stehenden Geldern, von allen drei 

Mondseelandgemeinden steht Lorenz am gesündesten da. 

Erfreulich sei, dass zweckgebundene Rücklagen (Kanal) aufgebaut werden konnten, dieses Geld könne 

für die bevorstehende Sanierung der RHV-Verbandsanlage eingesetzt werden. Geschrumpft sind 

hingegen die Betriebsmittelrücklage und die allgemeine Rücklage. 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2023 

beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

3) Sanierung Montessori Waldkindergarten, Finanzierungsplan; Beschlussfassung 

Entsprechend dem VA 2024 beabsichtigt die Gemeinde St. Lorenz, den Montessori Waldkindergarten 

(Verein „Das natürliche kreative Kind“) zu sanieren. Seitens des Amtes wurden sämtliche Unterlagen 

mit dem Ersuchen, ein Kostendämpfungsverfahren durchzuführen und zeitnah einen Finanzierungs-

plan zu übermitteln, an die zuständige Abteilung des Amtes der Oö. Landesregierung übermittelt. 

Bevor mit der Ausschreibung und den Baumaßnahmen begonnen werden kann, ist nachfolgend der 

von der Direktion Inneres und Kommunales am 12.02.2024 übermittelte Finanzierungsplan (IKD-2023-

423702/16-Wob) vom Gemeinderat zu beschließen: 
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Im Hinblick auf die zu leistenden Eigenmittel erinnert Bgm. Andreas Hammerl daran, dass die 

Nachbargemeinde Tiefgraben, aus der ebenfalls Kinder im Waldkindergarten betreut werden, 

Unterstützung in Aussicht gestellt habe. 

GV Gudrun Spielberger stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden 

Finanzierungsplan für die Sanierung des Montessori Waldkindergartens beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

4) Finanzierung Projekt „Alltagshilfen fürs Mondseeland“; Beschlussfassung 

In der REGMO-Vorstandssitzung am 8.11.2023 wurde beschlossen, dass die REGMO als Förderwerberin 

das Projekt „Alltagshilfen fürs Mondseeland“ (Allfred) zur LEADER-Förderung einreichen wird. Das 

Projekt wird von allen Gemeinden des Mondseelandes unterstützt. Für die Gemeinde Sankt Lorenz 

ergeben sich über die Gesamtlaufzeit von 2 Jahren Kosten in Höhe von € 1.977,-. 

Zur Veranschaulichung wird nachfolgende Kostenaufstellung zur Kenntnis gebracht: 

 

Kostenaufstellung LEADER Projekt "Alltagshilfen im Mondseeland" (Allfred) – 2 Jahre Laufzeit 

    

Finanzierung Bruttokosten in €   

LEADER-Förderung 80 % € 52.016   

Eigenmittel Projektträger 20 % € 13.004   

Projektgesamtkosten  100 % € 65.020   

    

Berechnung Eigenmittelanteile für Gemeinden (20% der Gesamtkosten): 

 

Gemeinde EW anteilig brutto 

Innerschwand 1173 7,08 921 € 

Mondsee 3832 23,12 3.007 € 

Oberhofen 1692 10,21 1.328 € 

Oberwang 1737 10,48 1.363 € 

St. Lorenz 2519 15,20 1.977 € 

Tiefgraben  3994 24,10 3.134 € 

Zell am Moos 1624 9,80 1.274 € 

 16571 100,00 13.004 € 
 

Vorfinanzierung der Fördermittel (80% der Gesamtkosten):    
Gemeinde zu gleichen Teilen Brutto  
Marktgemeinde Mondsee 33,33 € 17.339  
Tiefgraben 33,33 € 17.339  
St. Lorenz 33,33 € 17.339  

 100 € 52.016  
 

Das Projekt wird voraussichtlich im März 2024 durch das regionale Projektauswahlgremium (PAG) der 

LEADER-Region FUMO beschlossen werden können und kann damit frühstens im April 2024 offiziell 

starten – Projektlaufzeit 2 Jahre. Von der REGMO werden im April 2024 die Eigenmittelanteile bei allen 

Gemeinden (20 % der Projektgesamtkosten) sowie die Vorfinanzierungsmittel für die LEADER-

Förderung (80%) eingehoben. Die Gemeinden St. Lorenz, Tiefgraben und Mondsee haben sich bereit  
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erklärt, die Vorfinanzierung zu gleichen Teilen zu übernehmen. Eine Finanzierung durch die 

Gemeinden über die zwei Jahre hinaus ist nicht vorgesehen. 

Bgm. Andreas Hammerl beschreibt „Allfred“ als Vernetzungs-Plattform, auf der verschiedene 

Dienstleistungen angeboten bzw. in Anspruch genommen werden können. „Jemand sucht etwas, 

jemand anderer bietet an“, erklärt Bgm. Hammerl das Grundprinzip. Die Gemeinden leisten Starthilfe, 

nach zwei Jahren muss sich „Allfred“ selbst tragen. GR Mag. Bernadette Märzinger appelliert, für 

„Allfred“ im Bekanntenkreis sowie in den Vereinen die Werbetrommel zu rühren. GR Michael Nilsson 

fragt, wer für die Buchhaltung und Abwicklung verantwortlich ist; Amtsleiter Mag. Günter Schardl 

antwortet, das Projekt sei bei der Regmo angesiedelt. 

GR Elisabeth Schlemper stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Eigenmittelanteil sowie die 

Vorfinanzierung des Projektes „ALLFRED“ beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

5) Verlangen gem. § 46 (2) Oö. GemO, GV Mag. Josef Dobesberger u. KollegInnen zum 

Gegenstand „Gemeinde Sankt Lorenz bekennt sich zu verbindlichem Bodenschutz und 

unterstützt das österreichweite 2,5 ha-Ziel“ 

GV Mag. Josef Dobesberger und KollegInnen, alle Vertreter der Fraktion Die Grünen, haben im Sinne 

der Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Thema „Gemeinde Sankt Lorenz bekennt sich zu 

verbindlichem Bodenschutz und unterstützt das österreichweite 2,5 ha-Ziel“ am Gemeindeamt 

fristgerecht nachfolgendes Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung eingebracht.  

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht den Antragstellern bzw. in 

diesem konkreten Fall dem Erstunterzeichner Mag. Dobesberger zu (§ 46 Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

 

--------------------------------------------------------------- 

Verlangen 

der unterfertigten Gemeinderäte:Innen gem. §46 Abs. 2 OÖ. Gemeindeordnung auf Aufnahme des Antrages 

„Gemeinde St. Lorenz bekennt sich zu verbindlichem Bodenschutz und unterstützt das 

österreichweite 2,5 ha-Ziel“ in die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung. 

 

Präambel 

Die Vielfalt und Schönheit unserer Landschaft beruhen maßgeblich auf ihrem Untergrund, den natürlich 

gewachsenen Böden. Die Lebensgemeinschaften von Pflanzen und Tieren sind mit dem Ökosystem Boden 

untrennbar verbunden. Hinzu kommen weitere wichtige Bodenfunktionen, die regulierende 

Wasserspeicherung und der Hochwasserrückhalt, der Abbau von Schadstoffen, die Bodenfruchtbarkeit als 

Grundlage für Landwirtschaft und Ernährung. 

In allen Ecken lauert in St. Lorenz ein Betonmischer. Und so schnell kann man gar nicht schauen, ist wieder 

ein Hektar (oder sogar elf!!) wertvoller Ackerboden unter Asphalt und Beton begraben. Weil noch eine 

Luxusvilla am See mit riesigem Parkplatz und noch eine Baulandwidmung wichtiger scheinen als 

Lebensraum für die Natur und Erholungsraum für uns Menschen. Die Folgen sind komplex und 

weitreichend, vom fehlenden Hochwasserabfluss und Verlust der Filterwirkung und 

Kohlenstoffspeicherung, bis zum Biodiversitätsschwund und dem Rückgang der landwirtschaftlichen 

Nutzflächen für Lebensmittel. Erst vergangenen Sommer schlug selbst der Landwirtschaftsminister Alarm,  



 

 

 

als es aufgrund von Trockenheit aber auch immer mehr versiegelten und damit verlorenen Ackerflächen 

bald zu Engpässen etwa bei der Erdäpfelversorgung kommen kann. 

Es geht um nichts weniger als die Rettung unserer Lebensgrundlage, denn natürliche Böden sind die Basis 

für Ernährungssouveränität und unsere wichtigsten Verbündeten für Artenvielfalt, Landwirtschaft und 

Klimaschutz. 

Aus diesen Gründen hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, den Bodenverbrauch auf den 

österreichweiten Wert von 2,5 ha pro Tag zu begrenzen. Der Handlungsbedarf ist groß, denn derzeit werden 

in Österreich 16 Fußballfelder pro Tag (rd. 12 ha) zerstört. Damit zählt Österreich zu den Ländern mit der 

größten Flächeninanspruchnahme in Europa. Hierzulande wird Tag für Tag mehr zubetoniert als in vielen 

anderen Ländern. Das muss sich ändern. 

Die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderats stellen daher folgenden Antrag: Der Gemeinderat 

möge beschließen: Die Gemeinde St. Lorenz wird Bodenschutz als wichtiges öffentliches Interesse bei allen 

Planungsentscheidungen besonders berücksichtigen, mit dem Ziel 

- neuen Bodenverbrauch und Flächenversiegelung auf das unbedingt notwendige Ausmaß zu 

reduzieren, insbesondere durch qualitätsvolle Nachverdichtung und Innenentwicklung 

- Leerstand, Brachflächen und Baulandreserven zu aktivieren 

- Potentiale für Entsiegelungsflächen und Renaturierungen zu erheben und umzusetzen 

- Landwirtschaftliche Vorrangflächen und ökologisch hochwertige Flächen für künftige 

Generationen zu sichern. 

 

St. Lorenz, am 21.1.2024 

Mag. Josef Dobesberger, Mag. Beatrice Prost, Mag. Bernadette Märzinger, Michael Nilsson, DI Bernhard Mayr. 

--------------------------------------------------------------- 

GV Mag. Josef Dobesberger weist darauf hin, dass gerade in OÖ viele Flächen versiegelt und nach wie 

vor zu viele Umwidmungen genehmigt würden. Er erinnert daran, dass der Zielwert der EU, was den 

Flächenverbrauch betrifft, noch niedriger liege als das von der Bundesregierung formulierte 2,5-ha-

Ziel. 

GR Mag. Wolfgang Kaltenleitner bezeichnet das Anliegen als eines im Sinne der Allgemeinheit, gibt 

jedoch zu bedenken, dass es sich bei St. Lorenz um eine Zuzugsgemeinde handle, deren Einwohnerzahl 

wachse und dementsprechenden Wohnbedarf habe. Dass die Auseinandersetzung über den Flächen-

fraß in die Gemeindepolitik getragen werde, finde er nicht okay. Bgm. Andreas Hammerl kann sich mit 

dem grundlegenden Inhalt des Antrages anfreunden, das 2,5-ha-Ziel sei allerdings nicht realistisch. 

GR DI Bernhard Mayr weist darauf hin, dass in St. Lorenz noch 13,5 Hektar bereits gewidmetes Bauland 

(81 Grundstücke) schlummert; dieses müsse aktiviert werden, bevor man Neuwidmungen beschließe. 

Manche Eigentümer würden sogar über mehrere Grundstücke verfügen, so Mayr. Bgm. Hammerl 

erwidert, die Gemeinde habe keine gesetzliche Handhabe, diese Baulandflächen zu aktivieren. GR 

Michael Nilsson appelliert, sorgsam mit Grund und Boden umzugehen. Die Zahl 2,5 sei plakativ, es gehe 

in erster Linie darum, ein G´spür zu entwickeln, so Nilsson. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR M. Widlroither, 

GR Stabauer, GR Kaltenleitner, GR J. Schachl, GR Ing. W. Schachl, GR Ritzinger MA, GR Sperr, GR Mag. 

Hollweger, GR Schlemper, GR Liebewein, Ersatz-GR DI Ebner, Ersatz-GR A. Widlroither, Ersatz-GR Strobl, 

GV Mag. Dobesberger, GV Mag. Prost, GR Mag. Märzinger, GR DI Mayr, GR Nilsson, Ersatz-GR Mag. Frank); 

drei Enthaltungen (GV Mag. Kohlberger, GR Sommerauer, GR Meindl). 
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6) Verlangen gem. § 46 (2) Oö. GemO, GR DI (FH) Bernhard Mayr u. KollegInnen zum Gegenstand 

„Grundsatzbeschluss zur Bahnanbindung gemäß dem Vorschlag des Vereins zur 

Wiedererrichtung der Ischlerbahn - Club Salzkammergut Lokalbahn (SKGLB)“ 

GR DI(FH) Bernhard Mayr und KollegInnen, alle Vertreter der Fraktion Die Grünen, haben im Sinne der 

Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Thema „Grundsatzbeschluss zur Bahnanbindung gemäß 

dem Vorschlag des Vereins zur Wiedererrichtung der Ischlerbahn - Club Salzkammergut Lokalbahn 

(SKGLB)“ am Gemeindeamt fristgerecht nachfolgendes Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung 

eingebracht.  

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht den Antragstellern bzw. in 

diesem konkreten Fall dem Erstunterzeichner DI(FH) Mayr zu (§ 46 Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

--------------------------------------------------------------- 

Verlangen 

der unterfertigten Gemeinderät:innen gemäß § 46 Abs. 2 OÖ Gemeindeordnung auf Aufnahme des 

Antrages „Grundsatzbeschluss zur Bahnanbindung gemäß dem Vorschlag des Vereins zur 

Wiedererrichtung der Ischlerbahn - Club Salzkammergut Lokalbahn (SKGLB)“ in die 

Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung. 

 

Präambel 

Die Bahnanbindung gemäß den Überlegungen des Vereins Club SKGLB verspricht erhebliche Vorteile für 

die Gemeinden des Mondseelandes. Eine verbesserte Verkehrsinfrastruktur trägt nicht nur zur Entlastung 

des Straßenverkehrs bei, sondern fördert auch eine nachhaltige Mobilität und steigert die Attraktivität 

unserer Gemeinde als Wohn-, Tourismus- und Wirtschaftsstandort. Die Ideen des Vereins Club SKGLB 

wurden im Mondseeland bereits mehrfach öffentlich präsentiert. Weiters wurde das Projekt am 17.11.2023 

nochmals mit den Bürgermeistern der vier Mondseelandgemeinden und einem Vertreter der 

Kulturhauptstadt Bad Ischl besprochen und im Sinne der Idee Bahnanschluss Mondseeland als 

förderwürdig eingestuft. Die Realisierung dieser Bahnverbindung würde nicht nur die lokale, oft 

angespannte Verkehrssituation entschärfen, sondern auch eine Mobilitätsalternative für Pendler, 

Jugendliche, den Tourismus und alle Nutzer des öffentlichen Verkehrs schaffen. Mit der Realisierung einer 

Bahnanbindung des Mondseelandes wird ein wichtiger Schritt zur nachhaltigen Verbesserung der 

Lebensqualität der Bewohner und Gäste des Mondseelandes gesetzt. Darüber hinaus soll der Beschluss eine 

Initialzündung für weitere übergreifende Abstimmungsgespräche aller Beteiligten, Planungen und 

Maßnahmen sein, um die Realisierung dieses wichtigen Projektes voranzutreiben. Angesichts des 

Potentials dieses Projektes ersuche ich den Gemeinderat, diesen Grundsatzbeschluss als wichtigen Schritt 

für die positive Entwicklung unserer Gemeinde St. Lorenz zu unterstützen. 

Die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderates stellen daher folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat möge beschließen: Die Gemeinde St. Lorenz fasst einen Grundsatzbeschluss zur 

weiteren Verfolgung der Realisierung einer zukünftigen Schienenanbindung gemäß dem Vorschlag des 

Vereins Club SKGLB. 

 

St. Lorenz, am 02.07.2024 

Mag. Josef Dobesberger, Mag. Beatrice Prost, Mag. Bernadette Märzinger, Michael Nilsson, DI Bernhard Mayr. 

--------------------------------------------------------------- 
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GR DI Bernhard Mayr führt aus, dass die geplante Bahn eine umweltverträgliche Alternative zum 

Fahrzeugverkehr darstelle; im Einzugsbereich von Salzburg (70-km-Radius) leben 2,2 Millionen 

Menschen, die als potenzielle Fahrgäste in Frage kommen. Die Trassenführung sei noch unklar, aber 

der Verein Lokalbahn habe bereits ein Eröffnungsdatum (2035) geplant. 

Vizebgm. Karl Nußbaumer fragt, welche Gemeinden den diesbezüglichen Grundsatzbeschluss schon 

gefasst hätten. GR DI Mayr antwortet, in Tiefgraben sei dieser Beschluss bereits gefallen. Bgm. Andreas 

Hammerl ergänzt, dass auch einige andere Gemeinden im Flachgau diesbezügliche Entscheidungen 

getroffen hätten. Von Hallwang wisse er jedoch, dass dort vor etlichen Jahren ein gegenteiliger 

Beschluss gefasst wurde. 

GR Michaela Sommerauer stört, dass der Verein keine Auskünfte zu Trassenführung oder Finanzierung 

mache. Grundsatzbeschlüsse seien schön und gut, es komme aber immer darauf an, wie diese ausgelegt 

würden. 

Beschluss: 18 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GR M. Widlroither, GR Ing. W. 

Schachl, GR Ritzinger MA, GR Sperr, GR Mag. Hollweger, GR Liebewein, Ersatz-GR DI Ebner, Ersatz-GR A. 

Widlroither, GV Mag. Dobesberger, GV Mag. Prost, GR Mag. Märzinger, GR DI Mayr, GR Nilsson, Ersatz-

GR Mag. Frank, GV Mag. Kohlberger, GR Meindl); sieben Enthaltungen (GR J. Schachl, GR Mag. 

Kaltenleitner, GV Spielberger, GR Schlemper, GR Stabauer, Ersatz-GR J. Strobl, GR Sommerauer) 

 

7) Abrechnung LMS 2022, Abgangsdeckung; Beschlussfassung 

Die Marktgemeinde Mondsee hat der Gemeinde St. Lorenz die Abrechnung der Landesmusikschule 

Mondsee für das Jahr 2022 übermittelt. 82 (2021: 84) Schülerinnen und Schüler aus St. Lorenz wurden 

im Jahr 2022 in der LMS Mondsee unterrichtet, der Abgang je Schüler beträgt € 190,26 (zum Vergleich: 

2021 € 255,83). Der Kostenbeitrag für den Abgang 2022 beträgt, sofern der volle Betrag geleistet wird, 

sohin für die Gemeinde St. Lorenz € 15.601,60 (2021: € 21.489,72). Laut Durchführungserlass des Amtes 

der OÖ. Landesregierung hat die Gemeinde einen Abgang von maximal Euro 70 je Schüler zu 

übernehmen. 

Bgm. Andreas Hammerl erinnert daran, dass man sich im Vorjahr darauf verständigt habe, zwei Drittel 

das tatsächlichen Abgangs zu leisten; das wären im konkreten Fall € 127 je Schülerin und Schüler. Lt. 

Erlass des Amtes der Landesregierung müssten nur € 70 bezahlt werden; alles darüber sei eine 

freiwillige Ausgabe der Gemeinde, und zum Hinauswerfen habe man das Geld auch nicht. Auch GV Mag. 

Beatrice Prost spricht sich für die 2/3-Lösung aus. 

GR Rosina Ritzinger MA stellt fest, dass die von der Marktgemeinde Mondsee vorgelegte Abrechnung 

nicht korrekt sei, ihren Berechnungen (als ehemalige KVZ-Geschäftsführerin, Anm.) zufolge beträgt der 

Abgang € 177 und nicht € 190. Nicht nachvollziehbar sei, warum der Abgang deutlich unter jenem des 

21er-Jahres liege. Nichtsdestotrotz spreche sie sich dafür aus, den gleichen Betrag zu leisten wie im 

Vorjahr, nämlich € 170 je SchülerIn. Für Bgm. Andreas Hammerl lassen sich die Unterschiede beim 

Abgang nur damit erklären, dass im Jahr 2021 (mehr) Instrumente angekauft wurden. 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge einen Kostenbeitrag für den 

Abgang 2022 der Landesmusikschule Mondsee in der Höhe von € 127 je Schüler/in (gesamt € 10.414) 

beschließen. 

Beschluss: 24 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR M. Widlroither, 

GR Stabauer, GR Kaltenleitner, GR J. Schachl, GR Ing. W. Schachl, GR Sperr, GR Mag. Hollweger, GR  
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Schlemper, GR Liebewein, Ersatz-GR DI Ebner, Ersatz-GR A. Widlroither, Ersatz-GR Strobl, GV Mag. 

Dobesberger, GV Mag. Prost, GR Mag. Märzinger, GR DI Mayr, GR Nilsson, Ersatz-GR Mag. Frank, GV Mag. 

Kohlberger, GR Sommerauer, GR Meindl; eine Enthaltung (GR Ritzinger MA). 

 

8) Flächenwidmungsplan- und ÖEK-Änderung - Entscheidung über Einleitung: 

• Fwpl.Ä. 4.42, Bereich Mondseestraße, Gstk. 1220/2, 1221/16, 1221/2, 1221/1, 1222/2, KG St. 

Lorenz 

• Fwpl.Ä. 4.43, Bereich Keuschen, Gstk. 430/4 u. 430/1, KG St. Lorenz 

Fwpl.-Änderung Nr. 4.42 – Bereich „Mondseestraße“ 

GR Stabauer erklärt sich befangen 

 

Ein Ansuchen zur Widmungsänderung von derzeit Betriebsbaugebiet bzw. Eingeschränktes 

Mischgebiet als Trennstreifen zum ostseitigen Wohngebiet in Mischgebiet der Gstk. 1220/2, 1221/16, 

1221/2, 1221/1, 1222/2, KG St. Lorenz, wurde der Gemeinde vorgelegt. Diese Widmung soll zeitgleich 

mit der Umwidmung der Gstk. 1250/1 u. 1255/1, KG Hof (Tiefgraben) erfolgen, die ebenfalls von „B“ in 

„M“ bzw. „Gfl“ gewidmet werden sollen und als Bereinigung der Widmungslage zu den geplanten 

Nachnutzungen auf den ehemaligen Betriebsarealen dienen. 

Aus Sicht der Ortsplanung wären die Betriebsbaugebiete zur Wohnnutzung in der Umgebung ein 

Konfliktpotenzial, das bereinigt werden müsste. Seitens Raumordnung würde es Sinn ergeben, da die 

gegenständlichen Flächen im ÖEK als Zentrumsfunktion ausgewiesen sind. Bezugnehmend auf die 

Hochwassersituation HW 30 u. HW 100 wird vorgreifend auf die Stellungnahme der Wasserwirtschaft 

folgend geplant. Die Planungsflächen sind ehemalige Betriebe (Bauhof u. Sägewerk), die vollends 

verschlossen sind. Diese sollen im Zuge der Bebauung mit den erforderlichen Höhen (+ 50 cm) und die 

Behandlung der Dach- u. Oberflächenwässer geplant werden. Dazu wird ein Entwässerungskonzept 

erstellt, das zum Genehmigungsverfahren vorgelegt wird.      

In der Bauausschusssitzung am 05.03.2024 wurde einstimmig entschieden, dem Gemeinderat die 

Einleitung der Umwidmung zu empfehlen.   

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, das Verfahren zur Flächenwidmungsplanänderung 4.42 

einzuleiten.  

Beschluss: einstimmig 

 

Fwpl.-Änderung Nr. 4.43 – Bereich „Keuschen“, Gstk. 430/4 u. 430/1, KG St. Lorenz, 

Umwidmung von „Sternchenbau +19“ in „landw. Grünland“ und „landw. Grünland“ in 

„Sternchenbau +19“.  

Die Antragsteller beabsichtigen, über eine Abänderung einer Sternchenfläche den Bau eines 

Mehrfamilienhauses für die Töchter zu ermöglichen. Die Ausweisung der Sternchenfläche ist für den 

Bau eines größeren Wohnhauses ungünstig geformt, auch die Abstände sollten geändert werden. Das 

Grundstück 430/4 ist 779 m² groß. Von dieser Fläche werden ca. 300 m² von „Sternchenbau +19“ in 

„Grünland“ und vom Gstk. Nr. 430/1 ca. 530 m² von „Grünland“ in „Sternchenbau +19“ umgewidmet, 

sodass in Summe eine Sternchenfläche von 990 m² entsteht.  
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Die Gemeinde St. Lorenz unterstützt diese geringfügige Erweiterung der Sternchenfläche. Im Zuge der 

Vorprüfung durch die Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz wurde dieses Vorhaben 

positiv bewertet, sofern die Baufläche unter 1000 m² bleibt.        

In der Bauausschusssitzung am 05.03.2024 wurde einstimmig entschieden, dem Gemeinderat die 

Einleitung der Umwidmung zu empfehlen.   

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, das Verfahren zur Flächenwidmungsplanänderung 4.43 

einzuleiten.  

Beschluss: einstimmig 

 

9) Flächenwidmungsplan- und ÖEK-Änderung - Entscheidung über Beschlussfassung: 

• Fwpl.Ä. 4.36, Bereich Schwarzindien, Gstk. 1244/97 u. 1244/173, KG St. Lorenz 

• Fwpl.Ä. 4.39, Bereich Irrsberg, Gstk. 576/20 u. 554/4, KG St. Lorenz 

Entscheidung über die Beschlussfassung – Teiländerung Flächenwidmungsplan / ÖEK-

Änderung: Flächenwidmungsplanänderung 4.36 Bereich „Schwarzindien“, Gstk. 1244/173 u. 

1244/97, KG St. Lorenz – Umwidmung von „Grünland Grünzug“ in „Wohngebiet“ u. 

„Wohngebiet“ in „Grünland“. 

Der Antragsteller ersucht um Umwidmung von „Grünland“ in „Wohngebiet“ und „Wohngebiet“ in 

„Grünland“. Das Bauland vom Gstk. 1244/173 soll flächengleich auf Gstk. 1244/97 umgewidmet werden. 

Bei der Vorprüfung durch Raumordnung wurde diese Umwidmung positiv gesehen, als Lückenschluss, 

da dreiseitig schon Wohngebiet vorhanden ist. Begründet wird das Ansuchen damit, dass die 

Widmungswerber hier ihren Alterswohnsitz gründen und dazu das alte Haus gegen ein neues ersetzen 

möchten. Der Bauausschuss entscheidet, dass lediglich bis zur HQ-100-Grenze gewidmet werden kann 

(ca. 250 m²). Bei der Tauschfläche (347 m²) soll für das Öffentliche Gut, zur Verbreiterung der Straße, 

eine Teilfläche entlang der Straße als Grundfläche abgetreten werden. Diese Abtretung muss zur 

Planerstellung des Flächenwidmungsplanes vermessen und vertraglich geregelt werden.     

In der Bauausschusssitzung am 06.06.2023 wurde mehrheitlich entschieden, die Umwidmung dem 

Gemeinderat zu empfehlen. Am Donnerstag, den 29.06.2023 wurde die Einleitung im Gemeinderat 

beschlossen.  

Mit Schreiben vom 29.08.2023 wurde das Verständigungsverfahren durchgeführt. Beigelegt wurde der 

Plan von Ortsplaner DI Poppinger, datiert mit 11.07.2023. Folgende Stellungnahmen der einzelnen 

Behörden und Dienststellen langten bei der Gemeinde ein: 

- Land Oö. Abt. Raumordnung v. 18.10.2023 

- Land Oö. Abt. Naturschutz v. 17.10.2023 

- Land Oö. Abt. Wasserwirtschaft v. 18.09.2023 

- BH- Forst v. 21.09.2023 

- Netz Oö. GmbH v. 01.09.2023 (Strom und Erdgas) 

- Nachbar v. 20.10.2023.  

Die Stellungnahmen der mitbeteiligten Fachdienststellen sind so formuliert, dass die Änderung aus 

fachlicher Sicht abgelehnt wird. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist festzuhalten, dass mit der ggst. 

Änderung eine für eine Einzelhausbebauung überdimensional große Fläche entstehen würde, weshalb  

auch aufgrund der besonderen Lage mit einer deutlichen Nutzungsintensivierung zu rechnen ist. Hinzu 

kommt, dass durch den Baulandtausch ein Teil des geschlossenen Ufergrünzugs gegen eine isoliert im 



 

 

 

Siedlungsgebiet liegende Restfläche ersetzt werden soll, die teilweise als geschotterter Stellplatz genutzt 

wird. Diesbezüglich wird auch darauf hingewiesen, dass sich hier ein Nutzungswiderspruch zur 

geplanten Grünlandwidmung ergeben könnte. Ein siedlungsstruktureller, landschaftlicher oder 

ökologischer Vorteil durch eine (ohnehin nicht geplante) Erweiterung der bestehenden „Parkfläche“ in 

diesem Bereich würde sich aufgrund der realen Nutzungssituation (auch der Nachbarflächen) ebenfalls 

nicht ergeben. Auch wenn diese Umwidmung in planlich vergleichbaren Situationen als Lückenschluss 

gewertet würde, ergibt sich hier aufgrund der oben beschriebenen Rahmenbedingungen und aufgrund 

der besonderen Bedeutung von Seeufer-Grünzügen ein anderer fachlicher Maßstab. Es sind daher 

zusammenfassend durch das Umwidmungsvorhaben ausschließlich nachteilige Entwicklungen für 

Landschaft und Natur zu erwarten. Das Vorhaben wird daher aus fachlicher Sicht des Natur- und 

Landschaftsschutzes abgelehnt.   

Darüber hinaus ist auch aus Sicht der Örtlichen Raumordnung festzuhalten, dass die Vergrößerung 

eines Bauplatzes auf ca. 1300 m² grundsätzlich den Raumordnungszielen und –grundsätzen gem. § 2 

Oö. ROG 1994, insbesondere Ab. 1; Zi. 6. „sparsame Grundinanspruchnahme bei Nutzung jeder Art“ 

widerspricht. Aus rechtlicher Sicht wird diesbezüglich noch festgestellt, dass das Oö. 

Raumordnungsgesetz 1994 keine ausdrückliche Vorgabe bezüglich der Größe von (Einfamilienhaus-) 

Parzellen enthält. Es darf jedoch nicht vergessen werden, dass eine Bebauung mit Einfamilienhäusern 

im Vergleich zu anderen, verdichteten Bauweisen schon dem Grund nach eine unverhältnismäßige 

Flächeninanspruchnahme aufweist und vor dem Hintergrund der zunehmenden Knappheit der 

Ressource Grund und Boden raumordnungsfachlich kritisch zu betrachten ist. Jedenfalls aber stellt 

eine Vergrößerung eines Bauplatzes auf künftig ca. 1300 m² und somit mehr als das Zweieinhalbfache 

der Mindestbauplatzgröße von 500 m² (vgl. § 6 Abs. 1 Oö. Bauordnung 1994) nach Ansicht der Abt. 

Raumordnung wohl keine sparsame Grundinanspruchnahme im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 6 Oö. ROG 1994 

mehr dar. Ob bzw. inwiefern im gegenständlichen Fall spezifische Argumente vorliegen, welche eine 

abweichende Beurteilung im Rahmen der Interessensabwägung durch die Gemeinde gemäß § 36 Abs. 

6 Oö. ROG 1994 gebieten würden, wird im aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahren durch die 

Aufsichtsbehörde erfolgen. 

Forst und Wasserwirtschaft haben keinen Einwand gegen diese Widmung. Eine Stellungnahme eines 

Nachbarn in vierseitiger Ausführung wird dem Gemeinderat vorgelegt. Bei einer Besprechung mit dem 

Antragsteller im Beisein des Bürgermeisters stellte dieser klar, dass er nicht verstehe, warum es 

plötzlich kein Interesse seitens der Gemeinde mehr gebe, dass ca. 100 m² für das Öffentliche Gut 

abgetreten werden, um die Sicherheit auf der ohnehin stark von Radfahrern frequentierten schmalen 

Straße zu erhöhen. Er würde auch die verbleibende Fläche zurückbauen lassen, um eine kleine 

Grünlandinsel für Insekten (Bienen, usw.) zu schaffen. Weiters wird hier nicht von einem 

Einfamilienhaus gesprochen, sondern von einem Mehrgenerationenhaus mit 3 Wohneinheiten in 

Eigennutzung, in dem auch seine Kinder Platz finden können. Es werde nur bis zum HQ100 gewidmet, 

um die schmale Baufläche bestmöglich nutzen zu können, darum ersucht er den Gemeinderat abermals 

um Unterstützung für einen positiven Verlauf der Umwidmung.    

In der Bauausschusssitzung vom 28.11.2023 wurde einstimmig der Beschluss gefasst, dem Gemeinderat 

das Umwidmungsverfahren zur Beschlussfassung nicht zu empfehlen. In der Gemeinderatssitzung am 

11.12.2023 wurde der ggst. Tagesordnungspunkt abgesetzt. In der Bauausschusssitzung vom 

05.03.2023 wurde mehrheitlich der Beschluss gefasst, dem Gemeinderat das Umwidmungsverfahren 

zur Beschlussfassung nicht zu empfehlen. 



 

 

 

GV Mag. Harald Kohlberger kann nicht nachvollziehen, warum Naturschutz und Raumordnung dieses 

Ansuchen negativ bewerten. Für ihn stellt sich die Frage, ob das Amt der Landesregierung bei der 

Beurteilung überhaupt von den richtigen Voraussetzungen ausgegangen ist. „Es geht um ein 

Mehrfamilien- und nicht um ein Einfamilienhaus““, so Kohlberger. Wenn man sich dann noch 

anschaue, was in unmittelbarer Nachbarschaft hingebaut worden sei, könne man die ablehnende 

Haltung der Raumordnungsabteilung erst recht nicht nachvollziehen. 

GV Mag. Josef Dobesberger hält entgegen, dass in der Stellungnahme der Landesregierung nicht von 

Einfamilienhaus-, sondern von einer Einzelhausbebauung die Rede sei. Bgm. Andreas Hammerl 

ergänzt, dass der Bauwerber dem Land selbst die Pläne vorgelegt habe; im Übrigen stünde dem 

Widmungswerber immer noch genügend Platz zur Verfügung, um ein Bauvorhaben verwirklichen zu 

können. 

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung 4.36 Bereich 

„Schwarzindien“, Gstk. 1244/173 u. 1244/97, KG. St. Lorenz – Umwidmung von „Grünland Grünzug“ in 

„Wohngebiet“ u. „Wohngebiet“ in „Grünland“ nicht zu beschließen und das Verfahren einzustellen. 

Beschluss: 20 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR M. Widlroither, 

GR Stabauer, GR Kaltenleitner, GR J. Schachl, GR Ritzinger Ma, GR Ing. W. Schachl, GR Mag. Hollweger, 

GR Schlemper, Ersatz-GR DI Ebner, Ersatz-GR A. Widlroither, Ersatz-GR Strobl, GV Mag. Dobesberger, GV 

Mag. Prost, GR Mag. Märzinger, GR DI Mayr, GR Nilsson, Ersatz-GR Mag. Frank);  5 Enthaltungen (GV 

Mag. Kohlberger, GR Sommerauer, GR Meindl, GR Sperr, GR Liebewein) 

 

Entscheidung über die Beschlussfassung – Teiländerung Flächenwidmungsplan / ÖEK-

Änderung: Fwpl.-Änderung Nr. 4.39– Bereich „Irrsberg“ 

Die Antragsteller ersuchen um Umwidmung von „Grünland“ in „Wohngebiet“ und „Wohngebiet“ in 

„Grünland“ zum Bau einer Garage. Um diesen Garagenbau zu ermöglichen, soll eine kleine Fläche, Gstk. 

Nr. 576/20, ca. 28 m², von „Grünland“ in „Wohngebiet“ umgewidmet werden. Bei der Nachbarparzelle 

Gstk. Nr. 554/4 wird stattdessen eine kleine Baulandfläche von ca. 42 m² in Grünland umgewidmet, um 

der bei der Vorprüfung aufgestellten Forderung der Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz 

Oö. nachzukommen.     

In der Bauausschusssitzung am 07.09.2023 wurde einstimmig entschieden, die Umwidmung dem 

Gemeinderat zu empfehlen. Am 21.09.2023 wurde die Einleitung im Gemeinderat beschlossen.  

Mit Schreiben vom 16.11.2023 wurde das Verständigungsverfahren durchgeführt. Beigelegt wurde der 

Plan von Ortsplaner DI Poppinger, datiert 20.10.2023. Folgende Stellungnahmen der einzelnen 

Behörden und Dienststellen langten bei der Gemeinde ein: 

- Land Oö. Abt. Raumordnung v. 22.01.2024 

- Land Oö. Abt. Naturschutz v. 06.12.2023 

- Land Oö. Abt. Wasserwirtschaft v. 17.11.2023 

- Wildbach- u. Lawinenverbauung v. 21.02.2024 

- Netz Oö. GmbH v. 22.11.2023 (Strom und Erdgas) 

In den Stellungnahmen der mitbeteiligten Fachdienststellen wurde mitgeteilt, dass die Änderung zur 

Kenntnis genommen werden kann. Lediglich im Bauverfahren ist auf eine hochwassersichere Bauweise 

in Bezug auf die zu erwartenden Hangwässer zu achten, so die WLV.   
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Mit dem Plan von Ortsplaner DI Poppinger, datiert am 20.10.2023, wird die Widmung dem Bauausschuss 

vorgelegt. 

In der Bauausschusssitzung vom 05.03.2024 wurde einstimmig der Beschluss gefasst, dem Gemeinderat 

das Umwidmungsverfahren zur Beschlussfassung zu empfehlen. 

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung 4.39 Bereich 

„Irrsberg“, Teilfläche der Gstk. 576/20 und 554/4, KG St. Lorenz – Umwidmung von „Grünland“ in 

„Wohngebiet“ und „Wohngebiet“ in „Grünland“ zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

10) Nachwahl Dienstnehmervertreterinnen in den Personalbeirat 

Die Zusammensetzung des Personalbeirates (drei Dienstgeber- und zwei Dienstnehmervertreter) erfolgt 

nach den Bestimmungen des § 14 Oö. GDG 2002 idgF. Julia Haas, bis Dezember 2023 Leiterin des 

Kindergartens und der Krabbelstube, war als Dienstnehmervertreterin Mitglied des Personalbeirates (2. 

Mitglied ist Claudia Aichriedler). Aufgrund von Haas` Ausscheiden ist eine Nachwahl erforderlich. 

Folgende Person wurde seitens der Dienstnehmer namhaft gemacht:  
 

Mitglied: Katrin Schmidhuber (Leiterin Kindergrten/Krabbelstube) 
 

Gemäß § 51 Abs. 4 Oö. GemO sind Wahlen in Ausschüsse oder Organe außerhalb der Gemeinde durch 

den Gemeinderat geheim mittels Stimmzettel durchzuführen, es sei denn, der Gemeinderat beschließt 

einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe.  

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, dass die folgenden Nachwahlen nicht geheim, sondern 

mit Handzeichen durchgeführt werden. 

Beschluss: einstimmig 
 

Bgm. Andreas Hammerl stellt an den gesamten Gemeinderat den Antrag, Katrin Schmidhuber 

als Dienstnehmervertreterin in den Personalbeirat zu entsenden. 

Beschluss: einstimmig 

 

11) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obfrau GR Michaela Sommerauer verweist auf den Rechnungsabschluss 2023, 

dieser sei auch das Thema in der Ausschusssitzung am 26.2. gewesen. 

 

Bau-, Entwicklungs- und Planungsausschuss – Obmann-Stv. Matthias Widlroither berichtet, dass 

es in der Sitzung am 5.3. u. a. um die heute behandelten Tagesordnungspunkte gegangen sei. Ferner 

wurden diskutiert: das Vorhaben Sperr-Lehrl im Bereich Grünwinkel, das Ansuchen für eine PV-

Freiflächenanlage unter Zugrundelegung eines Kriterienkataloges des Landes OÖ sowie der 

Bebauungsplan für das Höribachfeld. 

 

Straßen-, Wasser- und Kanalausschuss – Obmann Vizebgm. Karl Nußbaumer führt aus, dass bei 

der Sitzung vom 29.2. Folgendes behandelt wurde: Hochwasserproblematik in den Bereichen RHV und 

Wagnermühle; Radweg Höribachhof-Wendt; Beweissicherung bei der Deponie “Seppinger“; div. 

Straßensanierungen. 
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Bildungs- und Generationenausschuss (Kindergarten, Schule, Senioren, Jugend und Familie) – 

Obfrau GV Gudrun Spielberger informiert, dass der Ausschuss in seiner Sitzung am 5.2. empfohlen 

habe, den Selbstbehalt beim Schülertransport im Gelegenheitsverkehr mit Beginn des Schuljahres 

2024/25 von 20 auf € 30 pro Monat anzuheben. Die Neugestaltung der Außenanlagen bei der VS TiLo 

sowie das Raumerfordernis für dieselbige sind ebenfalls zur Sprache gekommen. 

 

Kultur-, Wirtschaft-, Sport- und Tourismusausschuss – Obmann GR Ing. Wolfgang Schachl 

berichtet, dass es Gespräche mit den Ausschussobleuten und Bürgermeistern der anderen MSL-

Gemeinden gab und gíbt, um einen Überblick über die kulturellen Aktivitäten zu bekommen und 

mögliche Unterstützungen, z. B. für die Musiktage, abzustimmen. In der Ausschusssitzung wurde 

weiters auf Folgendes hingewiesen: das Landart-Projekt entlang des Kienbergwand-Tunnels; die 

Vergabe des Lyrikpreises; das KirchKlang-Festival im Zeichen des 200. Geburtstages von Anton 

Bruckner; Ö1-Klassik aus Mondsee sowie der Orgel-Roas am 25. Mai, bei der auch die Orgel in der Kirche 

St. Lorenz ertönen wird. Was lt. Schachl viel zu selten vorkommt und weshalb das Instrument in der 

Lorenzer Kirche auch nicht mehr in bestem Zustand ist. 

 

Umwelt-, Gesundheits-, Klima- Mobilitäts- und Digitalisierungsausschuss – Obfrau GV Mag. 

Beatrice Prost berichtet, dass Innerschwand und St. Lorenz eine Energiegemeinschaft gründen werden. 

Gesucht werden noch Vorstandsmitglieder für die Genossenschaft. Prost informiert über den 

Pflanzentauschmarkt am 4. Mai und die Absicht, wieder eine Strauch-Aktion durchzuführen. Nach wie 

vor aktuell ist das Thema PV-Freiflächenanlagen, dazu gab es eine gemeinsame Sitzung mit dem 

Bauausschuss. 

 

12) Allfälliges 

➢ Das nächste Begegnungscafé findet am Freitag, 19. April, 16 Uhr, im Pfarrsaal Mondsee statt, 

berichtet GV Gudrun Spielberger. 

➢ GV Beatrice Prost teilt mit, dass Pickerl aufgelegt werden, die Private an ihre Restmülltonnen 

kleben können um damit zu signalisieren, dass Hundekotsackerl eingeworfen werden dürfen. 

➢ GR DI Bernhard Mayr erkundigt sich, wie es um die Finanzierung des Schützentreffens im 

September steht; AL Mag. Günter Schardl antwortet, dass von Seiten des Festvereins bislang kein 

weiteres Subventionsansuchen eingetroffen sei. 

➢ Wahlgänge 2024: Am 9. Juni (EU-Wahl) und im Herbst (Nationalrat) finden heuer Urnengänge 

statt. Amtsleiter Mag. Günter Schardl informiert darüber, dass das System der Briefwahl geändert 

wurde und für die Wahlbehörden auf Gemeindeebene zusätzliche Herausforderungen bringt. 

Konkret bedeutet es, dass die Wahlkarten bei der Gemeinde verbleiben bzw. zwei Tage vor der 

Wahl (7.6.) von der Bezirksbehörde an die Gemeinde übergeben werden. Dazu ist am Freitag, 7.6., 

17 Uhr, eine Sitzung der Wahlbehörde erforderlich. Die Wahlkarten werden dann am Wahltag nach 

Wahlschluss geöffnet und gemeinsam mit den übrigen Stimmen ausgezählt. 

Wahllokale und Wahlzeiten sind von der Wahlbehörde festzulegen; für die Mitglieder der 

Wahlbehörde, die am Wahltag durchgehend anwesend sind, gibt es eine Aufwandsentschädigung. 

 

 



 

1/13/2024 

 

➢ Die Musiktage Mondsee sind finanziell ins Schlingern geraten; bei einer Besprechung zwischen 

Vereinsvertretern und den MSL-Bürgermeistern soll ein Ausweg gefunden werden, berichtet Bgm. 

Andreas Hammerl. 

➢ Beim Badeplatz in Schwarzindien ist ein Sonnenschirm kaputt, weiß GR Fritz Stabauer. Bgm. 

Andreas Hammerl teilt mit, dass dieser vom neuen Pächter ausgetauscht und ersetzt werde. 

➢ GR DI Bernhard Mayr berichtet, dass im Bereich Höribachhof 30 ein paar Bäume gefällt wurden und 

liegen geblieben sind; rundherum baut sich mittlerweile eine Biomülldeponie auf. Bgm. Andreas 

Hammerl sagt, er werde den Wirtschaftshof informieren. 

 

13) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 11.12.2023 

Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 11.12.2023 (Nr. 5/2023) keine Einwendung vorliegt und erklärt sie für 

genehmigt 

 

Ende: 21.15 Uhr 

 

 

Der Bürgermeister:                          Der Schriftführer: 

 

 

 

 

 

(Andreas Hammerl)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde am __________________   an die Fraktionsobleute 

abgeschickt.  

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne Einwendungen 

genehmigt. 

 

Die Protokollfertiger: 

 

ÖVP – GR Mag. Ulrich Humer:         

      

           

 

FPÖ – GV Mag. Harald Kohlberger: 

 

 

 

Die Grünen – GR Mag. Josef Dobesberger: 


